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Der Beitrag der Staatsanwaltschaft
zur Verwirklichung der ökonomischen Strategie

Der Auftrag des X. Parteitages der SED, Recht und Gesetz 
noch enger mit der Lösung ökonomischer Aufgaben zu ver­
binden, hat vielfältige Aktivitäten der Staatsanwälte aus­
gelöst. Sie zielten darauf ab, das sozialistische Eigentum um­
fassend zu schützen, Verluste in Industrie und Landwirt­
schaft zu verhindern sowie zur Festigung des Verantwor­
tungsbewußtseins der Werktätigen beizutragen. Gemeinsam 
haben die Mitarbeiter der Justizorgane ihren Beitrag zur 
Unterstützung der ökonomischen Strategie der Partei der 
Arbeiterklasse geleistet. Es ist uns insbesondere gelungen, 
Strafverfolgung, Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht und 
Öffentlichkeitsarbeit komplexer und abgestimmter zu ge­
stalten und wirkungsvoller auf die Unterstützung der Lö­
sung der ökonomischen Hauptaufgaben zu richten.

Angesichts der wachsenden Anforderungen an die Lei­
stungsentwicklung in unserer Volkswirtschaft in der neuen 
Etappe der Verwirklichung der ökonomischen Strategie der 
SED sind mit Blick auf den XI. Parteitag weitere Fortschritte 
in unserer Arbeit notwendig. Von besonderer Bedeutung sind 
insofern die von der 11. Tagung des Zentralkomitees bekräf­
tigte grundlegende Wende zur umfassenden Intensivierung, 
der Ausbau des materiellen und geistigen Potentials sowie 
die umfassende Verbindung der Vorzüge der sozialistischen 
Gesellschaft mit den Ergebnissen der wissenschaftlich-techni­
schen Revolution.

Im Hinblick auf diese weitreichende Aufgabenstellung 
können wir nicht übersehen, daß trotz aller staatlichen und 
gesellschaftlichen Bemühungen Brände, Havarien und an­
deren Produktionsstörungen sowie Angriffe gegen die ma­
teriellen und finanziellen Fonds den von den Werktätigen 
erarbeiteten gesellschaftlichen Reichtum schmälern. Deshalb 
haben die Staatsanwälte in Vorbereitung des XI. Parteitages 
zahlreiche konstruktive Vorschläge unterbreitet und Maß­
nahmen für eine noch wirksamere Strafverfolgung, Allge­
meine Gesetzlichkeitsaufsicht und Öffentlichkeitsarbeit in An­
griff genommen, die dazu beitragen sollen, eine störungs- 
und verlustfreie Produktion zu gewährleisten und Quellen 
ökonomischer Verluste zu verschließen. Dabei können und 
müssen verstärkt die Vorzüge der sozialistischen Gesellschaft, 
die wachsende Bereitschaft der Arbeitskollektive, das sozia­
listische Eigentum und die Produktionsergebnisse zu schüt­
zen, genutzt werden.

Unsere gesamte Arbeit muß den engen Zusammenhang 
zwischen Gesetzlichkeit, Sicherheit und Produktion sichtba­
rer machen und dazu beitragen, die schöpferischen Kräfte 
der Werktätigen auf die Erfüllung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik noch stärker zu 
mobilisieren. Daraus ergeben sich objektiv höhere Anforde­
rungen an die Strafverfolgung und die Allgemeine Gesetz­
lichkeitsaufsicht. Die vorbeugende Wirkung unserer Arbeit 
ist weiter zu erhöhen. Mit qualifizierten Maßnahmen der 
Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht ist dazu beizutragen, daß 
die Einheit von Ökonomie und Sicherheit, wie sie in der Lo­
sung „Mit Sicherheit — den Plan erfüllen“ zum Ausdruck 
kommt, durchgesetzt wird. Von eminenter Bedeutung ist es, 
auf die Beseitigung von begünstigenden Bedingungen hinzu­
wirken, damit die Wiederholbarkeit von Rechtsverletzun­
gen ausgeschlossen wird.

In allen Strafverfahren, vorrangig in Verfahren gegen 
Täter, die das sozialistische Eigentum angegriffen haben, sind 
Maßnahmen zur unverzüglichen Wiedergutmachung durch­
zusetzen.

Die Justizorgane tragen eine große Verantwortung dafür, 
daß die Erkenntnisse und Erfahrungen, die in diesen Ver­
fahren gesammelt wurden, den zuständigen Staats- und wirt­
schaftsleitenden Organen übermittelt werden. Angesichts der 
wachsenden Anforderungen gewinnt dabei die inhaltliche 
Qualifizierung der Zusammenarbeit mit den Kontrollorga­
nen an Bedeutung. Es muß gewährleistet werden, daß die 
Mißachtung rechtlicher Regelungen allseitig untersucht und 
konsequent geahndet wird.

Zu den positiven Erfahrungen, die es weiter zu verall­
gemeinern gilt, gehören:

— Die entschlossene und umfassende Aufdeckung und 
Verfolgung aller gegen die Volkswirtschaft und das sozia­
listische Eigentum gerichteten Straftaten durch zügige und 
beweiskräftige Ermittlungen sowie durch sorgfältige Fest­
stellung der diese Straftaten begünstigenden Rechtsverlet­
zungen.

— Qualifizierte Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlich­
keitsaufsicht zur Überwindung von Rechtsverletzungen, die 
derartige Straftaten ermöglicht oder begünstigt haben. Diese 
Maßnahmen sind so zu gestalten, daß die Leiter von Kom­
binaten, Betrieben und Einrichtungen noch besser befähigt 
werden, ihre eigene Verantwortung für die Gewährleistung 
von Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit wahr­
zunehmen sowie der Wiederholung solcher Rechtsverletzun­
gen wirksam vorzubeugen. In jedem Fall sind die Verant­
wortlichen für Rechtsverletzungen festzustellen, und nach 
Maßgabe der Rechtsvorschriften ist eine staatliche oder ge­
sellschaftliche Reaktion zu sichern.

— Eine noch effektivere Zusammenarbeit mit gesellschaft­
lichen Kräften, mit Leitungen gesellschaftlicher Organisatio­
nen sowie mit den Leitern von Staats- und Wirtschaftsorga­
nen zur Vorbeugung von Straftaten und anderen Rechtsver­
letzungen in den Betrieben der Industrie und Landwirt­
schaft.

— Eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit, die sich vor al­
lem auf die Erkenntnisse aus der Strafverfolgung und der 
Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht gründet, die ideologi­
schen Probleme deutlich macht und darauf gerichtet ist, die 
breite Bewegung zur Gewährleistung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit sowie zur Festigung von Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit zu unterstützen.

In der öffentlichkeitsarbeit der Staatsanwaltschaft geht es 
ohne Abstriche darum, „nicht nur Fakten und Kenntnisse 
zu vermitteln, sondern Haltungen herauszubilden und die 
Werktätigen für die Verwirklichung unserer Politik zum 
Wohle des Volkes und zur Sicherung des Friedens zu mobili­
sieren“.4 Dabei dürfen wir nie aus dem Auge verlieren, daß 
„politische Stabilität, ökonomische Dynamik, kontinuierliche 
Fortsetzung der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zum Wohle des Volkes von entscheidender Bedeutung für 
unseren Beitrag zur Sicherung des Friedens (sind)“.5

Der Beitrag der Staatsanwaltschaft
zum Schutz der Rechte und Interessen der Bürger
und zur Festigung der Rechtssicherheit

In Durchsetzung der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse, 
bei qualifizierter Anwendung unserer Gesetze und gestützt 
auf den Rat und die Tat unserer Bürger gilt es auch künftig, 
ohne Abstriche „die Rechtssicherheit, diese Errungenschaft 
•unserer sozialistischen Gesellschaft, zu wahren“.6

Die hervorragenden Ergebnisse bei der Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts z. B. im Kreis Annaberg beweisen: Un­
sere Bürger wissen die Rechtssicherheit als Errungenschaft 
des sozialistischen Staates nicht nur zu schätzen, sondern 
auch selbst zu gestalten. Es gilt, dieses Qualitätsmerkmal so­
zialistischer Rechtsverwirklichung mit jeder Maßnahme und 
für jedermann sichtbar zu machen. Das fordert von den 
Staatsanwälten die konsequente Verfolgung aller Straftaten 
ohne Ansehen der Person, Gerechtigkeit im Großen wie im 
Kleinen und den gewissenhaften Schutz und die Wahrung 
der Rechte und Interessen der Bürger. Damit „werden die 
Heimatverbundenheit und die Bereitschaft der Bürger ge­
fördert, das Geschaffene zu schützen und immer wieder da­
für zu sorgen, daß in Ordnung gebracht wird, was noch in 
Ordnung zu bringen ist“.7

Auf dem Wege zum XI. Parteitag haben wir dabei gute 
Ergebnisse erreicht. Jeder Bürger kann sich davon über-
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